
AKTENSTÜCKE DER 26. LANDESSYNODE NR. 6 C 

 

 

B e r i c h t 

des Rechtsausschusses 

betr. Änderung der Geschäftsordnung der Landessynode 

 

 

Leer, 11. Oktober 2024 

 

 

I. 

Auftrag 

 

Die 26. Landessynode hatte während ihrer IX. Tagung in der 40. Sitzung am 28. November 

2023 im Zusammenhang mit dem Schreiben des Landeskirchenamtes betr. Ernennung von 

Bevollmächtigten des Landeskirchenamtes für die IX. Tagung der 26. Landessynode  

(Aktenstück Nr. 5 H) auf Antrag des Synodalen Dr. Hasselhorn folgenden Beschluss gefasst: 

"Der Rechtsausschuss wird gebeten, eine Änderung von § 15 der Geschäftsord-
nung vorzulegen, die den Bestimmungen von Artikel 48 der Kirchenverfassung 

entspricht." 

(Beschlusssammlung der IX. Tagung Nr. 4.6) 

 

Einen weiteren, die Geschäftsordnung der Landessynode (GeschOLSyn) betreffenden  

Beschluss, hatte die Landessynode während ihrer X. Tagung in der 51. Sitzung am 7. Juni 

2024 im Zusammenhang mit der Verhandlung über den Bericht des Landeskirchenamtes 

betr. Sexualisierte Gewalt in der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers; Kon-

sequenzen aus Aufarbeitungsstudien und der Praxis der Fachstelle Sexualisierte Gewalt 

(Aktenstück Nr. 99) auf Antrag des Synodalen Aldag gefasst: 

"Der Rechtsausschuss wird gebeten zu prüfen, wie eine Einbindung der Fachstelle 

Sexualisierte Gewalt in die regelmäßige synodale Arbeit durch die Anpassung der 
Geschäftsordnung der Landessynode erreicht werden kann. 

Der Landessynode ist in der XI. Tagung im November 2024 zu berichten." 

(Beschlusssammlung der X. Tagung Nr. 3.12) 
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II. 

Beratungsgang 

 

Der Rechtsausschuss hat über diese Beschlüsse in seiner 19. Sitzung am 26. April 2024, 

in seiner 23. Sitzung am 18. September 2024 und in seiner 24. Sitzung am 9. Oktober 

2024 beraten und zusätzlich einen Überarbeitungsbedarf für die nachfolgenden Einzel- 

regelungen festgestellt: 

 Auswirkungen für ein Mitglied der Landessynode bei dessen längerfristigen Nichtteil-

nahme an der synodalen Arbeit 

 Einsichtsmöglichkeiten für die Protokolle aller synodaler Ausschüsse 

 Erteilung von Arbeitsaufträgen an die Ausschüsse der Landesynode durch einen gemein-

samen Ausschuss aller kirchenleitenden Organe nach Artikel 44 Absatz 2 der Kirchen-

verfassung (KVerf) 

 Spätester Zeitpunkt für die Vorlage von Protokollen nach dem Ende der Sitzung 

 Spätester Zeitpunkt für die Vorlage von Sitzungsunterlagen vor dem Beginn der Sitzung 

 (Stimmberechtigte) Teilnahme von ständigen Gästen (beispielsweise Vertreter*innen 

der mittleren Ebene und der Kirchen der Konföderation evangelischer Kirchen in Nieder-

sachsen) an den Beratungen eines gemeinsamen Ausschusses aller kirchenleitenden 

Organe nach Artikel 44 Absatz 2 KVerf 

 Wegfall der Zustimmung des Landessynodalausschusses zu Eilgesetzen, wenn sich die 

Landessynode selbst mit der Bitte um die Vorlage eines Eilgesetzes an das Landeskir-

chenamt gewandt hat sowie 

 Entwürfe zu Kirchengesetzen, die gemäß Artikel 69 Absatz 2 KVerf aus der Mitte der 

Landessynode eingebracht werden 

 

Auf der Grundlage seiner Beratungen schlägt der Rechtsausschuss der Landessynode vor, 

die folgenden Änderungen ihrer Geschäftsordnung zu beschließen: 

 

1. § 1 wird aufgehoben. 

 

2. In § 15 Absatz 1 werden nach dem Wort "Regionalbischöfe" die Wörter "sowie die Mit-

glieder" eingefügt. 
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3. Nach § 16 wird folgender §16a eingefügt: 

 

"§ 16a 

(1) 1Die Leiterin oder der Leiter der landeskirchlichen Fachstelle Sexualisierte Gewalt nimmt 

an den Tagungen der Landessynode teil. 2Bei Beratungsgegenständen zur Prävention, 

Intervention und Aufarbeitung sexualisierter Gewalt kann sie oder er das Wort ergreifen. 

3Im Verhinderungsfall kann sich die Leiterin oder der Leiter durch andere Mitarbeitende 

der landeskirchlichen Fachstelle Sexualisierte Gewalt vertreten lassen. 

(2) 1Die landeskirchliche Fachstelle Sexualisierte Gewalt berichtet der Landessynode nach 

eigenem Ermessen und in geeigneter Form über ihre Tätigkeit. 2Mindestens zweimal 

während einer Amtszeit wird der Tätigkeitsbericht in einer Tagung der Landes- 

synode gegeben." 

 

4. In § 25 Absatz 1 werden nach dem Wort "Landessynodalausschuss" die Wörter "oder 

gemäß § 35c Absatz 4 von einem gemeinsamen Ausschuss aller kirchenleitender  

Organe" eingefügt. 

 

5. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach der Angabe "§ 45 Absatz 1" die Wörter "innerhalb von drei 

Monaten" eingefügt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter "und Kirchenkreisvorstände" durch die Wörter          

", Kirchenkreisvorstände und Landesjugendkammer" ersetzt. 

 

6. § 29 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort "Ausschüsse" die Wörter "innerhalb von vier  

Wochen" eingefügt. 

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"2Den übrigen Mitgliedern der Landessynode sind die Niederschriften nach deren 

Genehmigung bereitzustellen." 

 

7. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

"(2) Bei Beratungsgegenständen zur Prävention, Intervention und Aufarbeitung  

sexualisierter Gewalt können Mitarbeitende der landeskirchlichen Fachstelle Sexu-

alisierte Gewalt auf ihren Antrag an den Beratungen ohne Stimmrecht teilnehmen." 
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8. Nach § 35 wird folgender Abschnitt VIIa eingefügt: 

 

"VIIa. Gemeinsamer Ausschuss 

aller kirchenleitenden Organe 

 

§ 35a 

(1) 1Vor dem Abschluss ihrer Tagung, in welcher ein gemeinsamer Ausschuss aller kir-

chenleitender Organe nach Artikel 44 Absatz 2 Satz 3 der Kirchenverfassung gebildet 

wurde, wählt die Landessynode ihre Ausschussmitglieder. 2Die übrigen kirchenleiten-

den Organe teilen innerhalb einer Woche nach dem Ende der in Satz 1 genannten Frist 

die Namen ihrer Ausschussmitglieder der Geschäftsstelle der Landessynode mit. 

 

(2) 1Durch einen Beschluss der Landessynode kann ein gemeinsamer Ausschuss aller 

kirchenleitender Organe zusätzlich um sachkundige Personen insbesondere aus der 

Sprechergruppe der Superintendentinnen und Superintendenten, dem Sprecherkreis 

der Kirchenkreissynodenvorsitzenden, dem Fachausschuss der Kirchenämter und der 

Landesjugendkammer als weitere stimmberechtigte Mitglieder ergänzt werden. 2Auf 

Einladung der Landessynode können Vertreterinnen und Vertreter anderer Kirchen und 

Religionsgemeinschaften als stimmberechtigte Mitglieder an den Beratungen eines ge-

meinsamen Ausschusses aller kirchenleitender Organe teilzunehmen. 3Die Namen der 

Ausschussmitglieder nach den Sätzen 1 und 2 sind zeitnah der Geschäftsstelle der 

Landessynode mitzuteilen. 4Die oder der Ausschussvorsitzende und die Mehrheit der 

Ausschussmitglieder müssen Mitglied eines kirchenleitenden Organs sein. 

 

§ 35b 

(1) Ein gemeinsamer Ausschuss aller kirchenleitender Organe tritt zu seiner ersten 

Sitzung unter dem Vorsitz der Präsidentin oder des Präsidenten der Landessynode  

zusammen und wählt die oder den Vorsitzenden und die Stellvertretung. 

 

(2) Im Verhinderungsfall der oder des Vorsitzenden und gleichzeitig der Stellvertretung 

obliegt die Sitzungsleitung dem vom Lebensalter her ältesten anwesenden Mitglied. 

 

(3) 1Das Landeskirchenamt stellt Protokollführerinnen und Protokollführer zur Verfü-

gung. 2Die Berichterstattung in der Landessynode regelt der gemeinsame Ausschuss 

aller kirchenleitender Organe. 
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§ 35c 

(1) Ein gemeinsamer Ausschuss aller kirchenleitender Organe arbeitet nach den Vor-

schriften dieser Geschäftsordnung, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 

 

(2) Ein gemeinsamer Ausschuss aller kirchenleitender Organe ist beschlussfähig, wenn 

mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. 

 

(3) 1Die Niederschriften über die Sitzungen eines gemeinsamen Ausschusses aller  

kirchenleitender Organe sind den Ausschussmitgliedern, der Landesbischöfin oder dem 

Landesbischof, der Präsidentin oder dem Präsidenten der Landessynode und des Lan-

deskirchenamtes sowie der oder dem Vorsitzenden des Landessynodalausschusses  

zuzuleiten. 2Den übrigen Mitgliedern der Landessynode sind die Niederschriften nach 

deren Genehmigung bereitzustellen. 3Darüber hinaus kann der Ausschuss in besonde-

ren Fällen weitere Empfänger der Niederschriften bestimmen. 

 

(4) 1Ein gemeinsamer Ausschuss aller kirchenleitender Organe kann Beratungsgegen-

stände jederzeit ganz oder teilweise einem Ausschuss zur Beratung oder als Material 

überweisen. 2§ 45 Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

 

(5) Ein gemeinsamer Ausschuss aller kirchenleitender Organe berichtet über die  

Ergebnisse seiner Beratungen der Landessynode. 

 

(6) Für seinen Schriftverkehr und seine weiteren Tätigkeiten bedient sich ein gemein-

samer Ausschuss aller kirchenleitender Organe der Geschäftsstelle der Landessynode." 

 

9. § 36 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

"(2) Vorlagen sind Entwürfe zu Kirchengesetzen aus der Mitte der Landessynode oder 

des Landeskirchenamtes und Berichte der Ausschüsse und des Präsidiums der Landes-

synode, des Bischofsrates, des Landeskirchenamtes und eines gemeinsamen Aus-

schusses aller kirchenleitender Organe sowie Vorschläge eines kirchlichen Zusammen-

schlusses, über die die Landessynode zu beschließen hat." 

 

10. § 37 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

"(1) Den Mitgliedern der Landessynode und den nach §§ 15 und 16 Teilnehmenden 

werden Entwürfe zu Kirchengesetzen, die 

1. aus der Mitte der Landessynode eingebracht werden, spätestens drei Tage und 

2. durch das Landeskirchenamt eingebracht werden, spätestens zehn Tage vor Beginn 

der Tagung zugeleitet." 
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11. Dem § 39 Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

"2Das Einvernehmen des Landessynodalausschusses bei der Überweisung durch die 

Präsidentin oder den Präsidenten ist nicht erforderlich, wenn die Landessynode einen 

vorbereitenden Beschluss im Sinne von § 45 Absatz 1 gefasst hat." 

 

12. Nach § 49 wird folgender Unterabschnitt eingefügt: 

 

"Entwürfe zu Kirchengesetzen 

aus der Mitte der Landessynode 

 

§ 49a 

 

(1) Entwürfe zu Kirchengesetzen aus der Mitte der Landessynode müssen von mindes-

tens der in Artikel 69 Absatz 2 der Kirchenverfassung genannten Anzahl von Mitgliedern 

der Landessynode unterzeichnet sein. 

 

(2) 1Entwürfe zu Kirchengesetzen aus der Mitte der Landessynode müssen mit einer 

Begründung versehen werden, welche die Erforderlichkeit einer kirchengesetzlichen 

Regelung und Auswirkungen in tatsächlicher und finanzieller Hinsicht sowie die Rege-

lungen im Einzelnen erläutert. 2Gesetzentwürfe zur Änderung geltender Kirchengesetze 

soll eine Synopse beigefügt werden, die die Entwurfsfassung dem geltenden Kirchen-

gesetz gegenüberstellt. 

 

(3) Die Wortführerin oder der Wortführer des Gesetzentwurfes ist zu bezeichnen." 

 

13. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Die Absätze 3 bis 7 werden die Absätze 2 bis 6. 

 

Mit § 41 Absatz 2 enthält die GeschOLSyn bereits eine Regelung zum spätesten Zeitpunkt 

für die Vorlage von Sitzungsunterlagen vor dem Beginn einer Ausschusssitzung. 
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III. 

Begründung 

 

Zu 1. (Aufhebung von § 1): 

Der Wortlaut des Gelöbnisses der Mitglieder der Landessynode sowie die Vorgaben zur 

Ablegung des Gelöbnisses werden zukünftig ausschließlich im (neuen) Kirchengesetz über 

die Bildung der Landessynode (§ 21) regelt. Vor diesem Hintergrund sollen die bisherigen 

Regelungen des Gelöbnisses in der GeschOLSyn entfallen. 

 

Zu 2. (Änderung von § 15 Absatz 1): 

Durch Aufnahme der Mitglieder des Landeskirchenamtes in die Aufzählung der Teilnahme- 

berechtigten Mitglieder weiterer kirchenleitender Organe wird die GeschOLSyn an die  

Bestimmungen der KVerf (Artikel 48) angepasst. 

 

Zu 3. (Einfügung von § 16a): 

In die Reihe der ständigen Gäste wird die Leitung der landeskirchlichen Fachstelle Sexua-

lisierte Gewalt aufgenommen und mit einem Rederecht zu den einschlägigen thematischen 

Beratungsgegenständen ausgestattet. Damit eine Anwesenheit der Fachstelle sichergestellt 

ist, wurde eine Vertretungsmöglichkeit in Absatz 1 aufgenommen. Der Absatz 2 des neuen 

§ 16a enthält eine Berichtspflicht. Hier berichtet die landeskirchliche Fachstelle Sexua- 

lisierte Gewalt nach eigenem Ermessen. Sie ist also frei in der Entscheidung, ob die aktuelle 

landeskirchliche Situation eine Berichterstattung vor der Landessynode erforderlich macht. 

Mit Satz 2 wurde jedoch die Mindestvorgabe in den Absatz 2 aufgenommen, dass zweimal 

in der sechsjährigen Amtszeit der Landessynode ein Tätigkeitsbericht gegeben wird. 

 

Zu 4. und 8. (Änderung von § 25 Absatz 1 sowie neuer Abschnitt VIIa mit §§ 35a bis 35c) 

Ein gemeinsamer Ausschuss aller kirchenleitender Organe nach Artikel 44 Absatz 2 Satz 3 

KVerf hat als wichtiges Instrument zur Vorbereitung insbesondere von zukunftsträchtigen 

Grundsatzangelegenheiten an Bedeutung gewonnen. Da diesem Gremium durch die Kir-

chenverfassung keine eigene Geschäftsordnungsautonomie zugewiesen wurde, wurde in 

der zurückliegenden Praxis die GeschOLSyn analog angewendet. Dieses hat jedoch nicht 

alle Verfahrensfragen sachgerecht lösen können. Es sollen daher in einem eigenen  

Abschnitt besondere Regelungen aufgenommen werden, die sich aus den Besonderheiten 

eines gemeinsamen Ausschusses aller kirchenleitender Organe resultieren. Dieses sind bei-

spielsweise die Aufnahme von weiteren stimmberechtigten Ausschussmitgliedern aus der 

mittleren kirchlichen Ebene sowie anderen Kirchen und Religionsgemeinschaften (§ 35a), 

der Vorsitz, die Beschlussfähigkeit (beide § 35b) oder das Recht zur Überweisung von  

Beratungsgegenstände an Ausschüsse der Landessynode (§ 35c). 
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Zu 5. (Änderung von § 26): 

Zwischen den Tagungen der Landessynode liegen regelmäßig fünfeinhalb Monate, welche 

den Ausschüssen für die Beratung der überwiesenen Beratungsgegenstände zur Verfügung 

stehen. Diese Zeit reduziert sich jedoch um die Sommerferienzeit nach der Frühjahrs- 

tagung und die (Vor-)Weihnachtszeit nach der Herbsttagung regelmäßig um einen Monat. 

Bei einer Beratung eines überwiesenen Beratungsgegenstandes in mehreren Ausschüssen 

reduziert sich die Beratungszeit für den federführenden Ausschuss weiter, weil für eine 

fundierte Beratung auch die Ergebnisse der Beratungen der mitberatenden Ausschüsse 

notwendig sind. Daher sollte der mögliche Zeitraum für die Beratungen in den mitberaten-

den Ausschüssen begrenzt werden. Ein Zeitraum von drei Monaten ist hier angemessen. 

Bei der Neufassung der GeschOLSyn (Aktenstück Nr. 6 B) wurde neben dem Bischofsrat, 

den Kirchenkreissynoden und Kirchenvorständen auch der Landesjugendkammer ein  

Antragsrecht eingeräumt (§ 36 Absatz 4). Während die gestellten Anträge der Kirchen-

kreissynoden und Kirchenkreisvorstände mittels brieflicher Antwort durch die Ausschüsse 

über das Präsidium erledigt werden (§ 26 Absatz 3 Satz 1) können, müssen jene des  

Bischofsrates und der Landesjugendkammer stets in Form eines Aktenstückes beantwortet 

werden. Hinsichtlich der Anträge der Landesjugendkammer war dieses nicht beabsichtigt. 

Daher soll § 26 Absatz 3 Satz 1 entsprechend ergänzt werden. 

 

Zu 6. (Änderung von § 29 Absatz 4): 

Mit der Neufassung von § 29 Absatz 4 Satz 1 wird die Verpflichtung in die GeschOLSyn 

aufgenommen, dass neben den synodalen Ausschussmitgliedern auch alle übrigen Mitglie-

der der Landessynode die Niederschriften aller Ausschusssitzungen erhalten. Hierdurch soll 

die innersynodale Transparenz gesteigert werden. 

 

Zu 7. (Änderung von § 34) 

Um die fachliche Expertise der landeskirchlichen Fachstelle Sexualisierte Gewalt für die 

Ausschussarbeit kontinuierlich nutzbar zu machen soll die Möglichkeit aufgenommen wer-

den, dass Mitarbeitende an den einschlägigen thematischen Beratungen der Ausschüsse 

der Landessynode teilnehmen. Die Teilnahme soll (formlos) bei der Sitzungsleitung (regel-

mäßig Ausschussvorsitz) im Vorfeld der Sitzung beantragt werden. 

 

Zu 9., 10., 12. und 13. (Änderung §§ 36 Absatz 2, 37 Absatz 1, 50 Absatz 2 sowie neuer 

Unterabschnitt mit § 49a) 

Durch die KVerf wird in Artikel 69 Absatz 2 die Möglichkeit eröffnet, das neben dem Lan-

deskirchenamt auch aus der Mitte der Landessynode Entwürfe zu Kirchengesetzen in die 

Landessynode eingebracht werden können. Diese Vorgabe des kirchlichen Verfassungs-

rechtes soll nunmehr in die GeschOLSyn aufgenommen (§ 36 Absatz 2) und konkretisiert 
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werden. Letzteres erfolgt dadurch, dass die Frist für die Zuleitung an Mitglieder und weitere 

Personen festgelegt wird und in einem neuen Unterabschnitt Formvorschriften für diesen 

neuen Typ von Kirchengesetzentwürfen beschrieben werden. 

In § 37 Absatz 1 wurde gegenüber Kirchengesetzentwürfen des Landeskirchenamtes eine 

kürzere Frist gewählt. So soll eine längere Vorbereitungszeit für die Mitglieder der Landes-

synode als Einbringende ermöglicht werden. Beispielsweise kann aus den inhaltlichen  

Diskussionen der Vorbereitungssitzungen der Synodalgruppen für die mindestens eine  

Woche später stattfindende Tagung noch eine Initiative für eine (Änderungs-)Rechts- 

setzung vorbereitet werden. 

Im neu eingefügten § 49a werden neben dem Hinweis auf die verfassungsrechtliche Min-

destzahl von unterzeichnenden Mitgliedern der Landessynode, die Anforderungen an die 

Begründung und die Einbringung von Entwürfen von Kirchengesetzen aus der Mitte der 

Landessynode beschrieben. 

Eine Anpassung von weiteren Einzelvorschriften war nicht erforderlich. Die übrigen Verfah-

rensregelungen zur Behandlung von Entwürfen von Kirchengesetzen gelten unabhängig 

davon, wer die Entwürfe in die Landessynode einbringt. 

 

Zu 11. (Ergänzung von § 39 Absatz 1) 

Gegenwärtig werden sog. Eilkirchengesetze durch die Präsidentin oder den Präsidenten im 

Einvernehmen mit dem Landessynodalausschuss an Ausschüsse überwiesen. Dieses setzt 

die u. a. die Annahme voraus, dass die Landessynode über das Kirchengesetzgebungsver-

fahren keine Kenntnis hat und nicht selbst eine Ausschussüberweisung beschließen konnte. 

In den zurückliegenden Jahren der Amtszeit der 26. Landessynode gab es jedoch mehrfach 

Eilkirchengesetzgebungsverfahren, die aufgrund einer Bitte der Landessynode durch das 

Landeskirchenamt begannen. Zusammen mit der Eilkirchengesetzbitte wurde auch  

beschlossen, in welchen Ausschüssen der Kirchengesetzentwurf beraten werden sollte. In 

diesen Situationen ist jedoch das Einvernehmen mit dem Landessynodalausschuss bei der 

Überweisung durch die Präsidentin oder den Präsidenten nicht mehr erforderlich und die 

GeschOLSyn soll entsprechend ergänzt werden. 

 

Mit der vorgeschlagenen Änderung der Nummer 2. wird der Antrag des Synodalen  

Dr. Hasselhorn umgesetzt. Der Antrag des Synodalen Aldag bildet die Grundlage die vor-

geschlagenen Änderungen der Nummern 3 und 7. 
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IV. 

Beschreibung von Rechten und Pflichten?! 

 

Die Auswirkungen für ein Mitglied der Landessynode bei dessen längerfristigen Nichtteil-

nahme an der synodalen Arbeit sind kirchengesetzlich zu regeln. So beinhaltet das Kir-

chengesetz über die Bildung der Landessynode (in seiner gültigen Fassung und im Entwurf 

für seine Neufassung in Aktenstück Nummer 24 B) Vorschriften über die Entlassung eines 

Mitgliedes der Landessynode aus der Landessynode durch den Landessynodalausschuss, 

wenn das Mitglied seine Pflichten erheblich verletzt (§ 30 LSynG/§ 26 LSynG-neu). 

 

Für die Feststellung einer Pflichtverletzung ist es notwendig den Kanon der Pflichten zu 

kennen. Gegenwärtig sind die Pflichten der Mitglieder der Landessynode umfassend weder 

im LSynG (alt/neu) noch in der GeschOLSyn beschrieben. § 13 Absatz 1 GeschOLSyn ent-

hält lediglich die Verpflichtung für die Mitglieder, "an der Arbeit und an allen Sitzungen der 

Landessynode teilzunehmen". Vor diesem Hintergrund hat der Rechtsausschuss diskutiert, 

ob zukünftig die GeschOLSyn weitere und/oder konkreter beschriebene Pflichten beinhal-

ten sollte. (Vergleichbar der Beschreibung der Pflichten der Mitglieder einer Kirchenkreis-

synode in § 17 Kirchenkreisordnung). 

 

Für die Aufnahme der Beschreibung von Pflichten spricht, dass dieses für Transparenz und 

Nachvollziehbarkeit der Erwartungen an die Mitglieder der Landessynode (und auch für die 

zukünftigen Kandidierenden) sorgen würde. Zudem würde ein beschriebener Pflichten- 

kanon eine einheitliche Handhabung von Aufgaben möglichen und die Effizienz der syn- 

odalen Arbeit fördern. 

 

Gegen die Aufnahme der Beschreibung von Pflichten spricht, dass ohne verbindliche Pflich-

ten die Mitglieder der Landessynode flexibler auf sich ändernde Umstände und Anforde-

rungen reagieren könnten. Weiterhin könnten zu detaillierte Regelungen als bürokratisch 

empfunden werden und möglicherweise die Motivation des einzelnen Mitgliedes der Lan-

dessynode beeinträchtigen. Ein nicht ausformulierter Pflichtenkanon könnte eine offenere 

und kreativere Zusammenarbeit im Rahmen der übrigen Verfahrensregeln der GeschOLSyn 

fördern. 

 

Nach dem Abschluss seiner Beratungen gibt der Rechtsausschuss keine Empfehlung. Es ist 

vielmehr die Aufgabe der Landessynode diese wesentliche Frage der Gestaltung der  

GeschOLSyn im Grundsatz zu entscheiden und gegebenenfalls den Rechtsausschuss zu 

beauftragen die konkreten Pflichten der Mitglieder der Landessynode auszuarbeiten. 
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V. 

Antrag 

 

Der Rechtsausschuss stellt folgenden Antrag: 

 

Die Landessynode wolle beschließen: 

Die Landessynode nimmt den Bericht des Rechtsausschusses betr. Änderung der  
Geschäftsordnung der Landessynode (Aktenstück Nr. 6 C) zustimmend zur Kenntnis 

und tritt in die Lesung der im Anhang dieses Aktenstückes abgedruckten Änderung 

der Geschäftsordnung ein. 
 

 

Aldag 
Vorsitzender 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage  
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Entwurf 

Änderung der Geschäftsordnung 

der Landessynode 

 

Vom 

 
Artikel 1 

Änderung der Geschäftsordnung der Landessynode 

 

Die Geschäftsordnung der Landessynode vom 2. Juni 2021 (Kirchl. Amtsbl. S. 52) wird wie 

folgt geändert: 

 

1. § 1 wird aufgehoben. 

 

2. In § 15 Absatz 1 werden nach dem Wort "Regionalbischöfe" die Wörter "sowie die 

Mitglieder" eingefügt. 

 

3. Nach § 16 wird folgender §16a eingefügt: 

 

"§ 16a 

(1) 1Die Leiterin oder der Leiter der landeskirchlichen Fachstelle Sexualisierte Gewalt 

nimmt an den Tagungen der Landessynode teil. 2Bei Beratungsgegenständen zur  

Prävention, Intervention und Aufarbeitung sexualisierter Gewalt kann sie oder er das 

Wort ergreifen. 3Im Verhinderungsfall kann sich die Leiterin oder der Leiter durch  

andere Mitarbeitende der landeskirchlichen Fachstelle Sexualisierte Gewalt vertreten 

lassen. 

 

(2) 1Die landeskirchliche Fachstelle Sexualisierte Gewalt berichtet der Landessynode 

nach eigenem Ermessen und in geeigneter Form über ihre Tätigkeit. 2Mindestens zwei-

mal während einer Amtszeit wird der Tätigkeitsbericht in einer Tagung der Landes- 

synode gegeben." 

 

4. In § 25 Absatz 1 werden nach dem Wort "Landessynodalausschuss" die Wörter "oder 

gemäß § 35c Absatz 4 von einem gemeinsamen Ausschuss aller kirchenleitender  

Organe" eingefügt. 

 

5. § 26 wird wie folgt geändert: 

c) In Absatz 1 werden nach der Angabe "§ 45 Absatz 1" die Wörter "innerhalb von 

drei Monaten" eingefügt. 
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d) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter "und Kirchenkreisvorstände" durch die  

Wörter ", Kirchenkreisvorstände und Landesjugendkammer" ersetzt. 

 

6. § 29 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort "Ausschüsse" die Wörter "innerhalb von vier 

Wochen" eingefügt. 

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"2Den übrigen Mitgliedern der Landessynode sind die Niederschriften nach deren 

Genehmigung bereitzustellen." 

 

7. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

"(2) Bei Beratungsgegenständen zur Prävention, Intervention und Aufarbeitung 

sexualisierter Gewalt können Mitarbeitende der landeskirchlichen Fachstelle  

Sexualisierte Gewalt auf ihren Antrag an den Beratungen ohne Stimmrecht  

teilnehmen." 

 

8. Nach § 35 wird folgender Abschnitt VIIa eingefügt: 

 

"VIIa. Gemeinsamer Ausschuss 

aller kirchenleitenden Organe 

 

§ 35a 

(1) 1Vor dem Abschluss ihrer Tagung, in welcher ein gemeinsamer Ausschuss aller 

kirchenleitender Organe nach Artikel 44 Absatz 2 Satz 3 der Kirchenverfassung gebil-

det wurde, wählt die Landessynode ihre Ausschussmitglieder. 2Die übrigen kirchenlei-

tenden Organe teilen innerhalb einer Woche nach dem Ende der in Satz 1 genannten 

Frist die Namen ihrer Ausschussmitglieder der Geschäftsstelle der Landessynode mit. 

 

(2) 1Durch einen Beschluss der Landessynode kann ein gemeinsamer Ausschuss aller 

kirchenleitender Organe zusätzlich um sachkundige Personen insbesondere aus der 

Sprechergruppe der Superintendentinnen und Superintendenten, dem Sprecherkreis 

der Kirchenkreissynodenvorsitzenden, dem Fachausschuss der Kirchenämter und der 

Landesjugendkammer als weitere stimmberechtigte Mitglieder ergänzt werden. 2Auf 

Einladung der Landessynode können Vertreterinnen und Vertreter anderer Kirchen und 

Religionsgemeinschaften als stimmberechtigte Mitglieder an den Beratungen eines ge-

meinsamen Ausschusses aller kirchenleitender Organe teilzunehmen. 3Die Namen der 
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Ausschussmitglieder nach den Sätzen 1 und 2 sind zeitnah der Geschäftsstelle der 

Landessynode mitzuteilen. 4Die oder der Ausschussvorsitzende und die Mehrheit der 

Ausschussmitglieder müssen Mitglied eines kirchenleitenden Organs sein. 

 

§ 35b 

(1) Ein gemeinsamer Ausschuss aller kirchenleitender Organe tritt zu seiner ersten 

Sitzung unter dem Vorsitz der Präsidentin oder des Präsidenten der Landessynode  

zusammen und wählt die oder den Vorsitzenden und die Stellvertretung. 

 

(2) Im Verhinderungsfall der oder des Vorsitzenden und gleichzeitig der Stellvertretung 

obliegt die Sitzungsleitung dem vom Lebensalter her ältesten anwesenden Mitglied. 

 

(3) 1Das Landeskirchenamt stellt Protokollführerinnen und Protokollführer zur Verfü-

gung. 2Die Berichterstattung in der Landessynode regelt der gemeinsame Ausschuss 

aller kirchenleitender Organe. 

 

§ 35c 

(1) Ein gemeinsamer Ausschuss aller kirchenleitender Organe arbeitet nach den Vor-

schriften dieser Geschäftsordnung, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 

 

(2) Ein gemeinsamer Ausschuss aller kirchenleitender Organe ist beschlussfähig, wenn 

mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. 

 

(3) 1Die Niederschriften über die Sitzungen eines gemeinsamen Ausschusses aller kir-

chenleitender Organe sind den Ausschussmitgliedern, der Landesbischöfin oder dem 

Landesbischof, der Präsidentin oder dem Präsidenten der Landessynode und des  

Landeskirchenamtes sowie der oder dem Vorsitzenden des Landessynodalausschusses 

zuzuleiten. 2Den übrigen Mitgliedern der Landessynode sind die Niederschriften nach 

deren Genehmigung bereitzustellen. 3Darüber hinaus kann der Ausschuss in besonde-

ren Fällen weitere Empfänger der Niederschriften bestimmen. 

 

(4) 1Ein gemeinsamer Ausschuss aller kirchenleitender Organe kann Beratungsgegen-

stände jederzeit ganz oder teilweise einem Ausschuss zur Beratung oder als Material 

überweisen. 2§ 45 Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

 

(5) Ein gemeinsamer Ausschuss aller kirchenleitender Organe berichtet über die  

Ergebnisse seiner Beratungen der Landessynode. 
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(6) Für seinen Schriftverkehr und seine weiteren Tätigkeiten bedient sich ein gemein-

samer Ausschuss aller kirchenleitender Organe der Geschäftsstelle der Landessynode." 

 

9. § 36 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

"(2) Vorlagen sind Entwürfe zu Kirchengesetzen aus der Mitte der Landessynode oder 

des Landeskirchenamtes und Berichte der Ausschüsse und des Präsidiums der Landes-

synode, des Bischofsrates, des Landeskirchenamtes und eines gemeinsamen Aus-

schusses aller kirchenleitender Organe sowie Vorschläge eines kirchlichen Zusammen-

schlusses, über die die Landessynode zu beschließen hat." 

 

10. § 37 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

"(1) Den Mitgliedern der Landessynode und den nach §§ 15 und 16 Teilnehmenden 

werden Entwürfe zu Kirchengesetzen, die 

3. aus der Mitte der Landessynode eingebracht werden, spätestens drei Tage und 

4. durch das Landeskirchenamt eingebracht werden, spätestens zehn Tage 

vor Beginn der Tagung zugeleitet." 

 

11. Dem § 39 Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

"2Das Einvernehmen des Landessynodalausschusses bei der Überweisung durch die 

Präsidentin oder den Präsidenten ist nicht erforderlich, wenn die Landessynode einen 

vorbereitenden Beschluss im Sinne von § 45 Absatz 1 gefasst hat." 

 

12. Nach § 49 wird folgender Unterabschnitt eingefügt: 

 

"Entwürfe zu Kirchengesetzen 

aus der Mitte der Landessynode 

 

§ 49a 

(1) Entwürfe zu Kirchengesetzen aus der Mitte der Landessynode müssen von mindes-

tens der in Artikel 69 Absatz 2 der Kirchenverfassung genannten Anzahl von Mitglie-

dern der Landessynode unterzeichnet sein. 

 

(2) 1Entwürfe zu Kirchengesetzen aus der Mitte der Landessynode müssen mit einer 

Begründung versehen werden, welche die Erforderlichkeit einer kirchengesetzlichen 

Regelung und Auswirkungen in tatsächlicher und finanzieller Hinsicht sowie die Rege-

lungen im Einzelnen erläutert. 2Gesetzentwürfe zur Änderung geltender Kirchen- 

gesetze soll eine Synopse beigefügt werden, die die Entwurfsfassung dem geltenden 

Kirchengesetz gegenüberstellt. 
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(3) Die Wortführerin oder der Wortführer des Gesetzentwurfes ist zu bezeichnen." 

 

13. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Die Absätze 3 bis 7 werden die Absätze 2 bis 6. 

 

 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

 

Diese Änderung der Geschäftsordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft. 

 

 

Hannover, 

 

 

Der Präsident der Landessynode 
der Evangelisch-lutherischen 

Landeskirche Hannovers 
 

D r.  K a n n e n g i e ß e r



Änderung der Geschäftsordnung der Landessynode 
 
 

- Synopse - 
 
 

 

Aktuelles Recht 
 

 

ÄNDERUNGSEMPFEHLUNG des Rechtsausschusses 
 
 

Geschäftsordnung der Landessynode 
 

Geschäftsordnung der Landessynode 
 

I. Eröffnung 
 

§ 1 
 
(1) Der Eröffnung der Landessynode geht ein Gottesdienst voraus, in 
dessen Verlauf die Mitglieder der Landessynode gegenüber der Lan-
desbischöfin oder dem Landesbischof folgendes Gelöbnis ablegen: 
„Ich gelobe vor Gott und dieser christlichen Gemeinde, dass ich als 
Mitglied der Landessynode in Bindung an die Heilige Schrift und an 
das Bekenntnis der evangelisch-lutherischen Kirche danach trachten 
will, dass die Kirche in Einigkeit des Glaubens und in Gemeinschaft 
der Liebe wachse zu dem hin, der das Haupt ist, Christus.“ 
 
(2) Die Mitglieder der Landessynode legen das Gelöbnis mit den Wor-
ten ab: „Ich gelobe es vor Gott.“ 
 
(3) Später eintretende Mitglieder der Landessynode legen das Gelöb-
nis gegenüber der Präsidentin oder dem Präsidenten der Landes- 
synode ab. 
 

I. Eröffnung 
 

§ 1 
 

(aufgehoben) 

[…] 
 

IV. Teilnahme an den Tagungen 
 
[…] 

[…] 
 

IV. Teilnahme an den Tagungen 
 
[…] 



 

§ 15 
 
(1) 1Die Landesbischöfin oder der Landesbischof, die Regionalbischö-
finnen und Regionalbischöfe und die Bevollmächtigten des Landeskir-
chenamtes sind berechtigt, an den Verhandlungen der Landessynode 
ohne Stimmrecht teilzunehmen. 2Sie können keine Anträge stellen. 
 
(2) Die Bevollmächtigten des Landeskirchenamtes sind der Landes-
synode namhaft zu machen. 
 
[…] 
 

§ 15 
 
(1) 1Die Landesbischöfin oder der Landesbischof, die Regionalbischö-
finnen und Regionalbischöfe sowie die Mitglieder und die Bevoll-
mächtigten des Landeskirchenamtes sind berechtigt, an den Ver-
handlungen der Landessynode ohne Stimmrecht teilzunehmen. 2Sie 
können keine Anträge stellen. 
 
(2) u n v e r ä n d e r t 
 
[…] 
 

 § 16a 
 
(1) 1Die Leiterin oder der Leiter der landeskirchlichen Fach-
stelle Sexualisierte Gewalt nimmt an den Tagungen der Lan-
dessynode teil. 2Bei Beratungsgegenständen zur Prävention, 
Intervention und Aufarbeitung sexualisierter Gewalt kann sie 
oder er das Wort ergreifen. 3Im Verhinderungsfall kann sich 
die Leiterin oder der Leiter durch andere Mitarbeitende der 
landeskirchlichen Fachstelle Sexualisierte Gewalt vertreten 
lassen. 
 
(2) 1Die landeskirchliche Fachstelle Sexualisierte Gewalt  
berichtet der Landessynode nach eigenem Ermessen und in 
geeigneter Form über ihre Tätigkeit. 2Mindestens zweimal 
während einer Amtszeit wird der Tätigkeitsbericht in einer  
Tagung der Landessynode gegeben. 
 
[…] 
 

VII. Ausschüsse 
 
[…] 
 
 
 
 

VII. Ausschüsse 
 
[…] 
 
 
 
 



 

§ 25 
 
(1) Die Ausschüsse haben die Aufgabe, die ihnen von der Landessy-
node, gemäß §§ 22 vom Landessynodalausschuss oder gemäß 41, 45 
Absatz 3 oder 53 Absatz 2 von der Präsidentin oder dem Präsidenten 
zugewiesenen Gegenstände zu beraten. 
 
 
 
(2) Gegenstände, die nicht über Absatz 1 zugewiesen sind, können 
nur mit Zustimmung des Präsidiums als Aktenstücke eingebracht 
werden. 
 

§ 25 
 
(1) Die Ausschüsse haben die Aufgabe, die ihnen von der Landes- 
synode, gemäß §§ 22 vom Landessynodalausschuss oder gemäß  
§ 35c Absatz 4 von einem gemeinsamen Ausschuss aller kir-
chenleitender Organe oder gemäß 41, 45 Absatz 3 oder 53 Absatz 
2 von der Präsidentin oder dem Präsidenten zugewiesenen Gegen-
stände zu beraten. 
 
(2) u n v e r ä n d e r t 
 

§ 26 
 
(1) Die Ausschüsse berichten über die Ergebnisse ihrer Beratungen 
der Landessynode, im Falle des § 45 Absatz 1 dem federführenden 
Ausschuss. 
 
(2) Hält ein Ausschuss die weitere Bearbeitung eines Beratungsge-
genstandes für so dringlich, dass sie bis zur nächsten Tagung der 
Landessynode keinen Aufschub duldet, bittet er die Präsidentin oder 
den Präsidenten, den Beratungsgegenstand an den Landessynodal-
ausschuss weiterzuleiten. 
 
(3) 1Hält ein Ausschuss die Behandlung eines Beratungsergebnisses 
über Eingaben oder über Anträge der Kirchenkreissynoden und Kir-
chenkreisvorstände gemäß Artikel 45 Absatz 5 Nummer 4 der Kir-
chenverfassung in der Landessynode nicht für erforderlich, teilt er 
dies dem Präsidium mit. 2Schließt sich das Präsidium der Meinung des 
Ausschusses an, wird den Absendern der Eingaben und Anträge vom 
Präsidium eine Beantwortung zugeleitet. 3Diese enthält die Ergeb-
nisse der Ausschussverhandlungen. 4Das Präsidium unterrichtet hier-
von die Landessynode. 
 
[…] 
 
 

§ 26 
 
(1) Die Ausschüsse berichten über die Ergebnisse ihrer Beratungen 
der Landessynode, im Falle des § 45 Absatz 1 innerhalb von drei 
Monaten dem federführenden Ausschuss. 
 
(2) u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
(3) 1Hält ein Ausschuss die Behandlung eines Beratungsergebnisses 
über Eingaben oder über Anträge der Kirchenkreissynoden, Kirchen-
kreisvorstände und Landesjugendkammer gemäß Artikel 45 Ab-
satz 5 Nummer 4 der Kirchenverfassung in der Landessynode nicht 
für erforderlich, teilt er dies dem Präsidium mit. 2Schließt sich das 
Präsidium der Meinung des Ausschusses an, wird den Absendern der 
Eingaben und Anträge vom Präsidium eine Beantwortung zugeleitet. 
3Diese enthält die Ergebnisse der Ausschussverhandlungen. 4Das Prä-
sidium unterrichtet hiervon die Landessynode. 
 
[…] 
 



 

§ 29 
 
(1) Die Ausschüsse arbeiten nach den Vorschriften dieser Geschäfts-
ordnung, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 
 
(2) 1Die Sitzungen der Ausschüsse sind nicht öffentlich. 2Die Bera-
tungsergebnisse sind bis zur Berichterstattung in der Landessynode 
nicht für die Öffentlichkeit bestimmt. 
 
(3) 1Über jede Sitzung der Ausschüsse wird eine Niederschrift ange-
fertigt. 2Sie muss die Feststellung der Anwesenden, den Verhand-
lungsgegenstand und das Beratungsergebnis enthalten. 
 
(4) 1Die Niederschriften über die Sitzungen der Ausschüsse sind den 
Mitgliedern der Ausschüsse, der Präsidentin oder dem Präsidenten 
der Landessynode und der oder dem Vorsitzenden des Landessyno-
dalausschusses zuzuleiten. 2Auf Anforderung sind die Niederschriften 
jedem Mitglied der Landessynode zuzuleiten. 3Darüber hinaus können 
die Ausschüsse in besonderen Fällen weitere Empfänger der Nieder-
schriften bestimmen. 4Dieser Beschluss bedarf der Genehmigung der 
Präsidentin oder des Präsidenten. 
 
 
(5) Die Präsidentin oder der Präsident kann von den Ausschüssen je-
derzeit Auskunft über den Stand ihrer Arbeit verlangen. 
 
(6) Ausschüsse können an ihrer Arbeit Stellen außerhalb der Leitung 
und der Verwaltung der Landeskirche nur im Einvernehmen mit der 
Präsidentin oder dem Präsidenten beteiligen. 
 
(7) Für ihren Schriftverkehr, die Ausfertigung der Niederschriften, die 
Verbindung zu Stellen innerhalb der Landeskirche sowie zu den in § 
31 genannten Stellen bedienen sich die Ausschüsse der Geschäfts-
stelle der Landessynode. 
 
[…] 
 
 

§ 29 
 
(1) u n v e r ä n d e r t 
 
 
(2) u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
(3) u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
(4) 1Die Niederschriften über die Sitzungen der Ausschüsse inner-
halb von vier Wochen sind den Mitgliedern der Ausschüsse, der 
Präsidentin oder dem Präsidenten der Landessynode und der oder 
dem Vorsitzenden des Landessynodalausschusses zuzuleiten. 2Den 
übrigen Mitgliedern der Landessynode sind die Niederschrif-
ten nach deren Genehmigung bereitzustellen. 3Darüber hinaus 
können die Ausschüsse in besonderen Fällen weitere Empfänger der 
Niederschriften bestimmen. 4Dieser Beschluss bedarf der Genehmi-
gung der Präsidentin oder des Präsidenten. 
 
(5) u n v e r ä n d e r t 
 
 
(6) u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
(7) u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
[…] 



 

§ 34 
 
1Ausschüsse können zu ihren Beratungen von Fall zu Fall Sachver-
ständige und Gäste einladen. 2Diese haben kein Stimmrecht. 3§ 29 
Absatz 6 gilt entsprechend. 
 
 
 
 
 
 
[…] 
 

§ 34 
 
(1) 1Ausschüsse können zu ihren Beratungen von Fall zu Fall Sach-
verständige und Gäste einladen. 2Diese haben kein Stimmrecht. 3§ 
29 Absatz 6 gilt entsprechend. 
 
(2) Bei Beratungsgegenständen zur Prävention, Intervention 
und Aufarbeitung sexualisierter Gewalt können Mitarbeitende 
der landeskirchlichen Fachstelle Sexualisierte Gewalt auf  
ihren Antrag an den Beratungen ohne Stimmrecht teilnehmen. 
 
[…] 
 

 VIIa. Gemeinsamer Ausschuss 
aller kirchenleitenden Organe 

 
§ 35a 

 
(1) 1Vor dem Abschluss ihrer Tagung, in welcher ein gemein-
samer Ausschuss aller kirchenleitender Organe nach Artikel 
44 Absatz 2 Satz 3 der Kirchenverfassung gebildet wurde, 
wählt die Landessynode ihre Ausschussmitglieder. 2Die übri-
gen kirchenleitenden Organe teilen innerhalb einer Woche 
nach dem Ende der in Satz 1 genannten Frist die Namen ihrer 
Ausschussmitglieder der Geschäftsstelle der Landessynode 
mit. 
 
(2) 1Durch einen Beschluss der Landessynode kann ein  
gemeinsamer Ausschuss aller kirchenleitender Organe  
zusätzlich um sachkundige Personen insbesondere aus der 
Sprechergruppe der Superintendentinnen und Superintenden-
ten, dem Sprecherkreis der Kirchenkreissynodenvorsitzen-
den, dem Fachausschuss der Kirchenämter und der Landes- 
jugendkammer als weitere stimmberechtigte Mitglieder  
ergänzt werden. 2Auf Einladung der Landessynode können 
Vertreterinnen und Vertreter anderer Kirchen und Religions-
gemeinschaften als stimmberechtigte Mitglieder an den Bera-
tungen eines gemeinsamen Ausschusses aller kirchen-



 

leitender Organe teilzunehmen. 3Die Namen der Ausschuss-
mitglieder nach den Sätzen 1 und 2 sind zeitnah der  
Geschäftsstelle der Landessynode mitzuteilen. 4Die oder der 
Ausschussvorsitzende und die Mehrheit der Ausschussmit-
glieder müssen Mitglied eines kirchenleitenden Organs sein. 
 

 § 35b 
 
(1) Ein gemeinsamer Ausschuss aller kirchenleitender Organe 
tritt zu seiner ersten Sitzung unter dem Vorsitz der Präsiden-
tin oder des Präsidenten der Landessynode zusammen und 
wählt die oder den Vorsitzenden und die Stellvertretung. 
 
(2) Im Verhinderungsfall der oder des Vorsitzenden und 
gleichzeitig der Stellvertretung obliegt die Sitzungsleitung 
dem vom Lebensalter her ältesten anwesenden Mitglied. 
 
(3) 1Das Landeskirchenamt stellt Protokollführerinnen und 
Protokollführer zur Verfügung. 2Die Berichterstattung in der 
Landessynode regelt der gemeinsame Ausschuss aller kir-
chenleitender Organe. 
 

 § 35c 
 
(1) Ein gemeinsamer Ausschuss aller kirchenleitender Organe 
arbeitet nach den Vorschriften dieser Geschäftsordnung, so-
weit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 
 
(2) Ein gemeinsamer Ausschuss aller kirchenleitender Organe 
ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglie-
der anwesend ist. 
 
(3) 1Die Niederschriften über die Sitzungen eines gemeinsa-
men Ausschusses aller kirchenleitender Organe sind den Aus-
schussmitgliedern, der Landesbischöfin oder dem Landesbi-
schof, der Präsidentin oder dem Präsidenten der Landessy-
node und des Landeskirchenamtes sowie der oder dem Vor-
sitzenden des Landessynodalausschusses zuzuleiten. 2Den 



 

übrigen Mitgliedern der Landessynode sind die Niederschrif-
ten nach deren Genehmigung bereitzustellen. 3Darüber hinaus 
kann der Ausschuss in besonderen Fällen weitere Empfänger 
der Niederschriften bestimmen. 
 
(4) 1Ein gemeinsamer Ausschuss aller kirchenleitender  
Organe kann Beratungsgegenstände jederzeit ganz oder teil-
weise einem Ausschuss zur Beratung oder als Material über-
weisen. 2§ 45 Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 
 
(5) Ein gemeinsamer Ausschuss aller kirchenleitender Organe 
berichtet über die Ergebnisse seiner Beratungen der Landes-
synode. 
 
(6) Für seinen Schriftverkehr und seine weiteren Tätigkeiten 
bedient sich ein gemeinsamer Ausschuss aller kirchenleiten-
der Organe der Geschäftsstelle der Landessynode. 
 

VIII. Beratungsgegenstände 
 

Allgemeines 
 

§ 36 
 
(1) Die Landessynode berät über Vorlagen, Uranträge, Anträge und 
Eingaben (Beratungsgegenstände). 
 
(2) Vorlagen sind Gesetzentwürfe und Berichte der Ausschüsse und 
des Präsidiums der Landessynode, des Bischofsrates und des Landes-
kirchenamtes sowie Vorschläge eines kirchlichen Zusammenschlus-
ses, über die die Landessynode zu beschließen hat. 
 
 
 
 
(3) Uranträge sind die von Mitgliedern der Landessynode eingebrach-
ten oder aufgenommenen Anträge, die nicht einen bereits einge-
brachten Beratungsgegenstand betreffen. 

VIII. Beratungsgegenstände 
 

Allgemeines 
 

§ 36 
 
(1) u n v e r ä n d e r t 
 
 
(2) Vorlagen sind Entwürfe zu Kirchengesetzen aus der Mitte 
der Landessynode oder des Landeskirchenamtes und Berichte 
der Ausschüsse und des Präsidiums der Landessynode, des Bi-
schofsrates, des Landeskirchenamtes und eines gemeinsamen 
Ausschusses aller kirchenleitender Organe sowie Vorschläge 
eines kirchlichen Zusammenschlusses, über die die Landessy-
node zu beschließen hat. 
 
(3) u n v e r ä n d e r t 
 
 



 

(4) 1Anträge können vom Bischofsrat, von den Kirchenkreissynoden, 
den Kirchenkreisvorständen und von der Landesjugendkammer an 
die Landessynode gerichtet werden. 2Den Anträgen der Kirchenkreis-
synoden und der Kirchenkreisvorstände sind beglaubigte Protokoll-
buchauszüge beizufügen, denen der Landesjugendkammer ein Aus-
zug aus dem Beschlussprotokoll. 
 
(5) Eingaben sind alle sonstigen an die Landessynode herangetrage-
nen Beratungsvorschläge. 
 
(6) Vorlagen, Uranträge und Anträge werden den Mitgliedern der Lan-
dessynode und den nach §§ 15 und 16 Teilnehmenden als Aktenstü-
cke zugeleitet. 
 

(4) u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
 
(5) u n v e r ä n d e r t 
 
 
(6) u n v e r ä n d e r t 
 

§ 37 
 
(1) Entwürfe zu Kirchengesetzen, die das Landeskirchenamt ein-
bringt, sollen den Mitgliedern der Landessynode und den nach §§ 15 
und 16 Teilnehmenden zehn Tage vor Beginn der Tagung zugeleitet 
werden. 
 
 
 
 
(2) Die übrigen Vorlagen, Uranträge und Anträge werden spätestens 
am Tage vor der Verhandlung verteilt. 
 
(3) 1Die Beratung soll frühestens am Tage nach der Verteilung der 
Aktenstücke beginnen. 2Sofortige Beratung und Beschlussfassung 
sind zulässig, es sei denn, dass mehr als zehn anwesende Mitglieder 
der Landessynode widersprechen. 
 
[…] 
 

§ 37 
 
(1) Den Mitgliedern der Landessynode und den nach §§ 15 und 
16 Teilnehmenden werden Entwürfe zu Kirchengesetzen, die 
1. aus der Mitte der Landessynode eingebracht werden, spä-

testens drei Tage und 
2. durch das Landeskirchenamt eingebracht werden, spätes-

tens zehn Tage 
vor Beginn der Tagung zugeleitet. 
 
(2) u n v e r ä n d e r t 
 
 
(3) u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
[…] 
 

VIII. Beratungsgegenstände 
 

Allgemeines 
 

[…] 

VIII. Beratungsgegenstände 
 

Allgemeines 
 

[…] 



 

§ 39 
 
(1) In dringenden Fällen können Entwürfe zu Kirchengesetzen vor ih-
rer Einbringung durch die Präsidentin oder den Präsidenten im Ein-
vernehmen mit dem Landessynodalausschuss einem Ausschuss zur 
Beratung überwiesen werden. 
 
 
 
 
 
(2) Diese Gesetzentwürfe sollen mindestens vier Wochen vor Beginn 
einer Tagung allen Mitgliedern der Landessynode zugesandt werden; 
dabei ist mitzuteilen, an welchen Ausschuss der jeweilige Entwurf 
überwiesen worden ist. 
 
[…] 
 

§ 39 
 
(1) 1In dringenden Fällen können Entwürfe zu Kirchengesetzen vor 
ihrer Einbringung durch die Präsidentin oder den Präsidenten im Ein-
vernehmen mit dem Landessynodalausschuss einem Ausschuss zur 
Beratung überwiesen werden.2Das Einvernehmen des Landessy-
nodalausschusses bei der Überweisung durch die Präsidentin 
oder den Präsidenten ist nicht erforderlich, wenn die Landes-
synode einen vorbereitenden Beschluss im Sinne von § 45 Ab-
satz 1 gefasst hat. 
 
(2) u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
[…] 
 

 Entwürfe zu Kirchengesetzen 
aus der Mitte der Landessynode 

 
§ 49a 

 
(1) Entwürfe zu Kirchengesetzen aus der Mitte der Landessy-
node müssen von mindestens der in Artikel 69 Absatz 2 der 
Kirchenverfassung genannten Anzahl von Mitgliedern der 
Landessynode unterzeichnet sein. 
 
(2) 1Entwürfe zu Kirchengesetzen aus der Mitte der Landessy-
node müssen mit einer Begründung versehen werden, welche 
die Erforderlichkeit einer kirchengesetzlichen Regelung und 
Auswirkungen in tatsächlicher und finanzieller Hinsicht sowie 
die Regelungen im Einzelnen erläutert. 2Gesetzentwürfe zur 
Änderung geltender Kirchengesetze soll eine Synopse beige-
fügt werden, die die Entwurfsfassung dem geltenden Kirchen-
gesetz gegenüberstellt. 
 



 

(3) Die Wortführerin oder der Wortführer des Gesetzentwur-
fes ist zu bezeichnen. 
 

Uranträge 
 

§ 50 
 
(1) 1Uranträge gemäß § 36 Absatz 3 müssen von mindestens fünf 
Mitgliedern der Landessynode als Antragstellende unterzeichnet sein. 
2Die Wortführerin oder der Wortführer ist zu bezeichnen. 
 
(2) Uranträge gemäß Artikel 69 Absatz 2 der Kirchenverfassung (Ini-
tiativanträge) müssen einen ausgearbeiteten Entwurf des Kirchenge-
setzes mit Begründung enthalten und von mindestens 15 Mitgliedern 
der Landessynode unterzeichnet sein. 
 
(3) Vor Beginn der allgemeinen Besprechung erhält die Wortführerin 
oder der Wortführer das Wort zur Begründung des Urantrages. 
 
(4) Zum Schluss der allgemeinen Besprechung steht der Wortführerin 
oder dem Wortführer das Schlusswort zu.  
 
(5) Ein Urantrag kann, ohne dass er in Schriftform vorliegt und auf 
der Tagesordnung steht, erledigt werden, wenn nicht mindestens 
zehn Mitglieder der Landessynode widersprechen und die Wortführe-
rin oder der Wortführer zustimmt.  
 
(6) Ein Urantrag kann nur von der Mehrheit der Antragstellenden zu-
rückgezogen werden.  
 
(7) Einen zurückgezogenen Urantrag kann jedes Mitglied der Landes-
synode mit Unterstützung von mindestens vier anwesenden Mitglie-
dern der Landessynode wieder aufnehmen. 
 
[…] 
 

Uranträge 
 

§ 50 
 
(1) 1Uranträge gemäß § 36 Absatz 3 müssen von mindestens fünf 
Mitgliedern der Landessynode als Antragstellende unterzeichnet sein. 
2Die Wortführerin oder der Wortführer ist zu bezeichnen. 
 
 
 
 
 
 
(2) Vor Beginn der allgemeinen Besprechung erhält die Wortführerin 
oder der Wortführer das Wort zur Begründung des Urantrages. 
 
(3) Zum Schluss der allgemeinen Besprechung steht der Wortführe-
rin oder dem Wortführer das Schlusswort zu.  
 
(4) Ein Urantrag kann, ohne dass er in Schriftform vorliegt und auf 
der Tagesordnung steht, erledigt werden, wenn nicht mindestens 
zehn Mitglieder der Landessynode widersprechen und die Wortführe-
rin oder der Wortführer zustimmt.  
 
(5) Ein Urantrag kann nur von der Mehrheit der Antragstellenden  
zurückgezogen werden.  
 
(6) Einen zurückgezogenen Urantrag kann jedes Mitglied der Lan-
dessynode mit Unterstützung von mindestens vier anwesenden Mit-
gliedern der Landessynode wieder aufnehmen. 
 
[…] 

 


